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Das französische Maastricht-Referendum vom September 1992 hatte eine sehr
knappe Zustimmung ergeben. Die damalige Opposition spaltete sich daraufhin in
Verfechter und Gegner des Vertrages. Die RPR-UDF Regierung1, die nach der
Parlamentswahl im März 1993 mit großer Mehrheit an die Macht kam, hat nun
mit diesen Meinungsverschiedenheiten zu kämpfen. Dabei sind zwei Dinge zu
erwägen: Wenn man berücksichtigt, daß die öffentliche Meinung Europa inzwi-
schen eher ablehnend gegenübersteht, fragt sich, ob Frankreich noch mehrheitlich
an Europa festhält. Und wenn das so ist, wo liegen die Ziele, was sind die Kon-
sequenzen?

Die öffentliche Meinung

Die französische Zustimmung zur Europäischen Union hat sich im Laufe des
Jahres 1993 noch weiter vermindert. Dies ist zumindest das Ergebnis einer
Meinungsumfrage, die für RTL (Radio Television Luxembourg) und Le Monde
durch das BVA-Institut ein Jahr nach der Ratifizierung des Maastrichter Ver-
trages durchgeführt wurde2. Im September 1993 hätten sich nur 44% der Wähler
für und 56% gegen eine Ratifizierung des Vertrages ausgesprochen. 17% der
Befragten äußerten in dieser Umfrage überhaupt keine Meinung. 12% der
Franzosen waren der Ansicht, daß der Aufbau der Europäischen Union Fort-
schritte mache, 50%, daß er stagniere und 34%, daß er rückläufig sei.

Das politische Profil der Anti-Europäer bestätigte die alte Feindschaft der
extremen Rechten und extremen Linken gegenüber Europa. Es offenbarte aber
vor allem auch eine wachsende Zahl der von Europa enttäuschten im Kreise der
RPR (58% würden sich gegen Europa aussprechen) und der UDF (Befürworter
und Gegner von Maastricht halten sich hier die Waage). Ein langsamer Verfall
der Zustimmung zu Europa war auch innerhalb der Sozialistischen Partei spürbar
(63% sprachen sich für Europa aus, 1992 waren es noch 74%).

Andere Ergebnisse dieser Umfrage strahlen jedoch ermutigendere Signale aus.
48% gegenüber 42% der Befragten sind der Meinung, daß Frankreich mehr von
der Europäischen Union profitieren als verlieren kann und eine starke Mehrheit
(59% gegenüber 32%) steht einer europäischen Währung, die Hauptgegenstand
des Maastrichter Vertrages war, immer noch positiv gegenüber.

Das Desinteresse gegenüber Europa läßt sich vor allem durch das Zusammen-
treffen der wirtschaftlichen Rezession mit ihren Auswirkungen auf den Arbeits-
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markt, die Währungskrise vom August 1993, die Ohnmächtigkeit der Zwölf in
Jugoslawien und das Konfrontationsklima der GATT-Verhandlungen erklären3.
Geprägt von wirtschafts- und währungspolitischen Turbulenzen und deren sozia-
len Auswirkungen, erscheint Europa als das Trojanische Pferd einer Internationa-
lisierung, die viele gesellschaftliche Gruppen bedroht. Insbesondere die Bauern
bürden dem Maastrichter Vertrag die Folgen auf, die sich aus der Einheitlichen
Europäischen Akte oder aus der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik ergeben
haben.

Aber die Europaverdrossenheit der Franzosen hat noch viel ältere und tiefere
Gründe. Der europäische Aufbau, der von Technokraten von oben aufgesetzt
erscheint, leidet an seiner Unübersichtlichkeit und Komplexität. Zusätzlich sind
die Kompetenzen zwischen den Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft unklar
verteilt und es mangelt an Transparenz über die entsprechenden Aufgaben der
Institutionen. Andererseits befriedigt der Mangel an eindeutigen Perspektiven
über das Endziel der Union nicht die kartesianischen Denker, die dazu neigen,
den Aufbau der Europäischen Union als eine Projektion ihres jakobinischen
Staatsmodells zu sehen. Schließlich führt der Anstieg des Nationalismus, der aus
der Identitätskrise des Nationalstaates resultiert, zu einer erneuten Infragestellung
Europas. Auch wenn man die Bedeutung dieses Tatbestandes nicht übertreiben
sollte, ist es für viele Franzosen schwierig geworden, ihre Loyalität zwischen
einem überholten Nationalstaat und einer Gemeinschaft, die zugleich lästig und
machtlos ist, zu verteilen.

Kein Kurswechsel der neuen Regierung

Mit einer solchen öffentlichen Meinung konfrontiert, entschloß sich die Regie-
rung Balladur zu einer Strategie, die eine Änderung der bisherigen Politik aus-
schließt. Dies wurde an der Regierungserklärung sowie den Verlautbarungen des
Ministers für europäische Angelegenheiten deutlich. "Man sollte an dem festhal-
ten, was man seit 30 oder 40 Jahren aufzubauen versucht", sagte beispielsweise
der Außenminister Alain Juppe4. Nur Europa ist in der Lage, die Herausforde-
rungen zu meistern, die nicht mehr von einer Nation allein bewältigt werden
können. Gleichzeitig liefert es den nötigen Anschub zur Modernisierung. Ein
Kurswechsel kommt nicht in Frage. Insgesamt nahm die Regierungspolitik über-
wiegend zwei Richtungen:

Ein Hauptanliegen der Regierung bestand darin, die Unzufriedenheit und
Frustrationen der Franzosen gegenüber der Europäischen Union zu kanalisieren.
Hierbei fungierte die Kommission als Sündenbock. Zum Leitmotiv der Regie-
rungsdebatten wurden, die wachsende Bürokratisierung der Kommission einer
strikteren Kontrolle zu unterziehen, die steigende Reglementierungswut in
Brüssel zu stoppen5 und einer weiteren Machtausdehnung der Befugnisse der
Kommission entgegenzuwirken.
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Mit diesen Gedanken übernahm die Regierung die Hauptthemen der Anti-
Maastricht-Debatte. Im Zuge dieser Kritik entwickelten sich aber auch einige
Initiativen. Man möchte sicherstellen, daß das französische Parlament eine effi-
ziente Kontrolle über gemeinschaftliche Entscheidungen bekommt. Dies soll
dadurch erreicht werden, daß das Parlament sein Kontrollrecht, das es durch eine
dem Maastrichter Vertrag vorausgehende französische Verfassungsänderung (Art.
88, § 4) erhalten hat, besser einsetzen kann. Ermutigt durch Edouard Balladur,
der in dieser Richtung Vorschläge machte, hat der Präsident der Nationalver-
sammlung, Philippe Seguin, im April 1993 einige Verfügungen erlassen, die eine
systematische Überprüfung der gemeinschaftlichen Rechtsakte vorsehen. Hierbei
handelt es sich um Vorschriften, die das Gesetzgebungsverfahren und die Ent-
scheidungsprozesse betreffen.

Das zweite Hauptanliegen äußerte sich im Zusammenhang mit der Implemen-
tierung des Subsidiaritätsprinzips. Eine französisch-englische Arbeitsgruppe wur-
de damit beauftragt, die neu entstehenden Vertragstexte auf ihre Vereinbarung
mit dem im Maastrichter Vertrag festgeschriebenen Subsidiaritätsprinzip zu un-
tersuchen. Ein gutes Drittel aller Texte wurde daraufhin gekürzt oder sogar
zurückgezogen.

GATT

Jenseits dieser Initiativen nahmen jedoch die GATT-Verhandlungen den ersten
Rang auf der Prioritätenliste der Regierung Balladur ein. Seit März 1993 hat der
Premierminister sein ausdrückliches Interesse an einer einvernehmlichen Lösung
deutlich gemacht. Er betonte dabei, daß die derzeitige Übereinkunft insbesondere
im agrarwirtschaftlichen Bereich inakzeptabel sei, und daß es daher neuer
Verhandlungen bedürfe. Um die Verhandlungen voranzutreiben, hat die Regie-
rung zahlreiche Konsultationen anberaumt. Zusätzlich wurden zwei Memoranden
erstellt, die an die Adresse der Kommission und an die zwölf Mitgliedstaaten
gingen6. Das erste Memorandum vom 7. Mai 1993 verdeutlichte die französische
Position zu den Verhandlungen der Uruguay-Runde. Es wurde an die Notwen-
digkeit einer verstärkten Liberalisierung des Handels erinnert. Ebenso wird die
Nützlichkeit einer Welthandelsorganisation (Organisation mondiale du commerce
= OMC) betont, die verhindern soll, daß sich der Multilateralismus als Deck-
mantel für aggressive Handelspraktiken einzelner entpuppt. Mit diesen Aussagen
werden in erster Linie die Amerikaner wegen ihres "Buy American Act" und des
Abschnitts 301 des "Trade Act" angesprochen. So ist das zwischen der Kommis-
sion und den USA abgeschlossene Blair-House-Abkommen über den Agrarwirt-
schaftsbereich für unannehmbar erklärt worden. Das zweite Memorandum vom
24. August 1993 konzentrierte sich auf die Handelspolitik der Gemeinschaft.
Hier wurden die Ziele, die durch Art. 113 EGV festgeschrieben wurden, erneut
ins Gedächnis gerufen. Das Dokument plädierte für eine Verstärkung der
gemeinschaftlichen Mechanismen zum Schütze des Wettbewerbs. Rechtswidrige
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Handelspraktiken sollen bekämpft und die Öffnung gewisser Marktbranchen, die
als zu protegiert gelten, ermöglicht werden. Desweiteren wurde ein "Neues
Instrument der Wirtschaftspolitik" (Nouvel instrument de politique commerciale"
= NIPC) vorgeschlagen. Mit dem NIPC soll ein Werkzeug geschaffen werden,
um offensiv gegen Dumping und Subventionsbetrug vorgehen zu können. Zudem
wurde die Idee einer Welthandelsorganisation weiterentwickelt. Die politische
Bedeutung dieser zwei Memoranden liegt vor allem in der Tatsache, daß die
französische Regierung sich für einen freien Handel einsetzt, zugleich jedoch die
europäischen Interessen hartnäckig verteidigt.

In diesem Zusammenhang stellt sich die wichtige Frage nach der Vereinbar-
keit der Agrarverhandlungen des GATT mit der Reform der Agrarpolitik. Ein
wichtiger Schritt war der Besuch Edouard Balladurs in Bonn am 27. August
1993. Auf die Gefahr hin, bei der FDP auf schärfste Kritik zu stoßen, hat sich
Bundeskanzler Helmut Kohl bereit erklärt, weitere Gespräche über die Agrar-
politik zu führen. Am 6. Dezember 1993 haben die Amerikaner dann endgültig
eine Fassung des Blair-House-Abkommens anerkannt, die den französischen
Erwartungen entsprach. Für die Reduzierung der subventionierten Exporte dienen
als Referenzbasis demnach nicht die Jahre 1986-1990, sondern die Jahre
1991-1992, in denen sich die französische Produktion vergrößerte. Weiterhin gilt
der Importzwang von 5% des gesamten nationalen Konsums landwirtschaftlicher
Erzeugnisse nicht für einzelne Produkte, sondern für Produktkategorien (Getrei-
dealten, Fleisch usw.). Schließlich verbietet eine "Friedensklausel" den Amerika-
nern für weitere sechs bis neun Jahre die Agrarhilfen an die Landwirte der
Gemeinschaft in Frage zu stellen.

Ein weiterer wichtiger Punkt der GATT-Verhandlungen waren für die
Regierung Balladur die audiovisuellen Medien. Während sich die Vereinigten
Staaten immer noch wünschten, daß die Verbreitung und Produktion der audio-
visuellen Medien Bestandteil der endgültigen GATT-Verträge werden, bangte
Frankreich um den Schutz seiner Filmindustrie. Frankreich hat sich in diesem
Sektor stets für eine kulturelle Ausnahmeregelung ausgesprochen, auch wenn
dies dem Freihandelsprinzip widerspreche. Trotz der geringen Unterstützung
durch die Kommission und die meisten Mitgliedstaaten gelang es, einen für
beide Seiten zufriedenstellenden Kompromiß zwischen Paris und Washington zu
erzielen. Der Bereich der audiovisuellen Medien wurde in die Passagen über den
Dienstleistungssektor einbezogen und somit der Rechtsprechung unterstellt. Es
wurde auch entschieden, daß die Mitglieder des GATT, die keine Versprechen
über die Öffnung ihrer Märkte für Medienprodukte machen, nicht von anderen
Verhandlungspartnern attackiert werden dürfen.

Neben den audiovisuellen Medien und der Agrarwirtschaft standen für
Frankreich während der Uruguay-Runde noch andere Interessenfelder auf dem
Spiel (u.a. geistiges Eigentum, Finanzdienstleistungen), über die jedoch nur
wenig debattiert wurde. Mit Ausnahme von Raymond Barre und Valery Giscard
d'Estaing gab es nur wenige Politiker, die sich zu diesen Themen äußerten.
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Ebenso ist es erstaunlich, daß 79% der französischen Unternehmer im Oktober
1993 einen mittelmäßigen Kompromiß bei den GATT-Verhandlungen einer
internationalen Isolation vorzogen7. Die Zurückhaltung der Arbeitgeber verbände,
insbesondere des Conseil national du patronat francais (CNPF) gegenüber den
Stellungnahmen der Regierung war bemerkenswert.

Für die Regierung war die Konzentration auf innenpolitische Themen in einer
Umgebung sozialer Krisen von außenordentlicher Bedeutung. Am Abend der
Verabschiedung der endgültigen Verträge der Uruguay-Runde am 15. Dezember
1993 stellte die Regierung in der Nationalversammlung die Vertrauensfrage.
Hierbei konnte sie 466 Stimmen auf sich vereinen, 90 sprachen sich gegen sie
aus und 15 Parlamentarier nahmen an der Abstimmung nicht teil. Die GATT-
Verhandlungen haben es vermocht, fast alle Kräfte der Nation zu mobilisieren.
Manchmal wurde dabei der französische Wille, die Entwicklung der Union
weiterzuführen, überdeckt. Die währungspolitischen Turbulenzen des Sommers
zeigten jedoch, daß Frankreich, wenn auch umstritten, mehrheitlich am Ziel der
Wirtschafts- und Währungsunion festhielt.

Noch eine Währungskrise

Nach der währungspolitischen Krise vom September 1992 schien eine Atem-
pause im Europäischen Wechselkurssystem (EWS) zu herrschen, auch wenn die
italienische Lira und das englische Pfund das EWS vorübergehend verließen.
Das Fehlen eines Konsenses innerhalb der französischen Parlamentsmehrheit
über eine Politik des starken Francs und die Ablehnung der Deutschen Bundes-
bank, die Leitzinsen zu senken, haben jedoch am 1. August 1993 neue Angriffe
auf die Währungen und vor allem auf den französischen Franc ausgelöst.

Die Währungskrise vom August 1993 bewegte erneut die französische Öffent-
lichkeit. Die Antwort der Regierung Balladur auf die Turbulenzen bestand darin,
einem Kompromiß vom 1. August 1993 zuzustimmen, der eine beträchtliche
Ausweitung der Bandbreite der Wechselkursschwankungen vorsah (von ±2,25
auf ±15%). Um das Ziel der Wirtschafts- und Währungsunion nicht zu gefähr-
den, wurde eine Politik der engen Anlehnung des Francs an die D-Mark — be-
sonders durch hohe Zinssätze — betrieben. Obgleich sich nach einer Entschei-
dung des Verfassungsrates, vorgelegt durch die Abgeordneten und Senatoren der
Opposition8, diese Politik veränderte und abmilderte, bezeichnete das Gesetz vom
4. August 1993 über das Statut der Banque de France gleichzeitig die Verbun-
denheit der Regierung Balladur mit den Perspektiven einer zukünftigen Europäi-
schen Zentralbank. Das Streben der Regierung Balladurs, die Wechselkursband-
breiten nicht in vollem Maße auszunutzen, wie dies der Kompromiß vom 1.
August dem Franc sowie auch allen anderen Währungen des EWS erlaubt, löste
eine lebhafte Debatte im Kreise der französischen Geschäftswelt über die tat-
sächlichen Voraussetzungen eines wirtschaftlichen Aufschwungs aus. In Politi-
kerkreisen waren 1993 Stimmen sowohl aus dem rechten (Philippe Seguin9) als
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auch aus dem linken Spektrum (Jean-Pierre Chevenement10) zu vernehmen, die
durch eine couragierte Politik die Investitionsbereitschaft und den Konsum för-
dern wollen. Ziel dieser Politik ist die Eindämmung der Arbeitslosigkeit. 11,7%
der erwerbstätigen Bevölkerung waren 1993 arbeitslos. Dies sei eine wichtigere
Aufgabe als die monetaristische Stabilitätspolitik und der Kampf gegen die Infla-
tion, wie sie von der Regierung Balladur und all ihren Vorgängern — Sozialisten
oder RPR/UDF — seit 1983 betrieben wird.

Außenpolitik und Verteidigung

Ein weiterer Punkt, der das Festhalten der französischen Regierung am
Maastrichter Vertrag belegt, ist die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik
(GASP). Das Hauptgewicht liegt hier auf der Festigung einer europäischen
Identität. Dieses Anliegen stimmt mit den Zielen Frankreichs überein. Der
"Europäische Stabilitätspakt", den Eduard Balladur seinen Partnern im Juni 1993
vorgeschlagen hat, fügt sich ebenfalls ganz in diesen Rahmen. Er wurde vom
Europäischen Rat in Brüssel im Dezember angenommen und gehört zu den
"gemeinsamen Aktionen", die im Kapitel GASP des Maastrichter Vertrages
vorgesehen sind. Ziel des "Europäischen Stabilitätspaktes" ist die Lösung von
Grenzkonflikten und Problemen mit Minderheiten auf diplomatischem Wege
durch die europäischen Staaten. Es sind insbesondere jene europäischen Staaten
gefordert, gutnachbarschaftliche Beziehungen herzustellen, die Aussicht haben,
der Europäischen Union beizutreten. Es wurde die Einberufung einer Konferenz
vorgeschlagen, die Verfahrensregeln erarbeiten soll11.

Für Frankreich ist klar, daß neben dieser Initiative die GASP auch durch an-
dere Einflüsse an Perspektive gewinnen muß. Der Akzent wird auf die europäi-
sche Verteidigung gelegt, die als Voraussetzung für die Entwicklung einer ge-
meinsamen europäischen Außenpolitik betrachtet wird12. Die Idee, ein Wieder-
aufschwung Europas könne nur durch eine Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik erzielt werden, erklärt sich anhand der Schritte, die in diese Richtung ge-
macht wurden. Bei vorausgegangenen Regierungen hatte die europäische Sicher-
heitsdimension stets oberste Priorität. Dies beweist das 1994 publizierte
"Weißbuch über die Verteidigung". Es ist nicht im Sinne von Paris, die NATO
durch eine neue Organisation zu ersetzen. Jedoch wird es als notwendig erachtet,
Strukturen und Verfahren neu zu definieren, um den Europäern die Möglichkeit
zu geben, im Bedarfsfall auch autonom handeln zu können. Diese Betrachtungs-
weise macht den Pragmatismus und die Anpassungsfähigkeit deutlich, die in den
Beziehungen zwischen Frankreich und der NATO herrschen. Sie zeigt auch,
warum sich Frankreich für die Anerkennung einer eigenständigen europäischen
Verteidigungsidentität bei den Verbündeten einsetzt — dies war auch das Haupt-
anliegen des Gipfels vom Januar 1994 — und weiterhin für die Stärkung der
Westeuropäischen Union kämpft.
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Im Verlauf dieser Diskussion wird die deutsch-französische Allianz weiterhin
die treibende Kraft sein, auch wenn eine Verstärkung der französisch-englischen
Kooperation nicht ausgeschlossen wird. Die Entschärfung der französischen
Position gegenüber der NATO und das gemeinsame Vorgehen zur Erreichung
eines Friedens im ehemaligen Jugoslawien macht eine solche Zusammenarbeit
realistischer. Nach der Schaffung des Eurocorps und der Übereinstimmung hin-
sichtlich seiner möglichen Anwendung im Rahmen der NATO und der West-
europäischen Union13, starteten Frankreich und Deutschland eine neue Intiative
im Bereich der europäischen Sicherheit. Beide Staaten haben vorgeschlagen, den
mittel- und südosteuropäischen Ländern, die an die Europäische Union durch
"Europaabkommen" angeschlossen sind, ein Statut einzuräumen, das sie als
assoziierte Partner der Westeuropäischen Union auszeichnet14.

"Konvergenzkriterien " für den Beitritt

Im Vergleich zu 1992 sind wesentliche Veränderungen der französischen Positio-
nen hinsichtlich des Beitritts anderer Staaten zur Europäischen Union im weite-
ren Sinne erkennbar. In Relation zu den früheren Erweiterungsverhandlungen hat
Frankreich bei den Beitrittskandidaten der EFTA-Länder große Flexibilität be-
wiesen. Sei es bei der Diskussion um den schwedischen Beitrag zur Union oder
beim Kapitel über Fischfangquoten, das mit Norwegen nur unter Schwierigkeiten
ausgehandelt werden konnte. Bei dem delikaten Problem der Neutralität hat
Frankreich ebenfalls darauf verzichtet, an festgeschriebenen Garantien festzuhal-
ten, wie sie in früheren Zeiten gefordert wurden. Frankreich erklärte sich mit den
Beitrittserklärungen einverstanden, sobald sich die Beitrittskandidaten dazu ver-
pflichteten, ihre Gesetzgebung mit der GASP in Übereinstimmung zu bringen.
Die französische Position zum Problem der institutionellen Anpassung an die
Erweiterung wurde ebenfalls gelockert. Paris sieht eine sofortige institutionelle
Reform nicht mehr als Voraussetzung. Der Termin für diese wurde auf 1996 ver-
schoben15. Im Gegenzug blieb die französische Position gegenüber der neuen
Stimmgewichtung im Ministerrat ungebeugt. Der Minister für europäische Ange-
legenheiten äußerte deutlich: "Wir verlangen, daß die zukünftigen Erweiterungen
in keiner Weise das gute Funktionieren der Gemeinschaft gefährden. Wir setzen
uns bei einer Erweiterung auf 16 Mitgliedstaaten dafür ein, daß die Stimmenzahl,
die notwendig ist, um eine Entscheidung zu blockieren, von 23 auf 27 hochge-
setzt wird"16.

Die Beitrittsdiskussion wird noch sensibler, wenn man eine Erweiterung der
Union um die zentral- und südosteuropäischen Länder in Betracht zieht. Hier hat
Frankreich erst kürzlich Vorbehalte angekündigt. Ein wichtiger Schritt wurde auf
der Tagung des Europäischen Rates in Kopenhagen gemacht, bei dem diesen
Ländern eine zukünftige Beitrittmöglichkeit in Aussicht gestellt wurde17. Ein
Merkmal der französischen Position ist vor allem das Drängen, "Konvergenzkri-
terien" zu definieren, die es ermöglichen, den Grad der politischen und wirt-
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schaftlichen Beitrittsfähigkeit zu messen. Frankreich hielt an seiner Weigerung
fest, einen Beitrittszeitplan aufzustellen, wollte aber andererseits gerne umgehend
einen "Europäischen Politischen Raum" (espace politique europeen) fördern. Dies
soll durch eine Stärkung des politischen Dialoges im Rahmen der Europaabkom-
men und der Westeuropäischen Union (WEU) erreicht werden.
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